
 
 
 
 
 
 

Stiftungssatzung 
 
 
 

§ 1 
Name, Rechtsform, Sitz der Stiftung 

 
(1) Die Stiftung führt den Namen Lebenshilfe Köln Stiftung. 

 
(2) Sie ist eine rechtsfähige Stiftung des bürgerlichen Rechts mit Sitz in Köln. 

 
 
 

§ 2 
Mildtätiger Zweck 

 
(1) Die Stiftung verfolgt ausschließlich und unmittelbar 

mildtätige Zwecke im Sinne des Abschnitts 
„Steuerbegünstigte Zwecke“ der Abgabenordnung (AO). 

 
(2) Zweck der Stiftung ist die Förderung aller Maßnahmen, die 

eine wirksame Hilfe für Menschen aller Altersstufen mit 
geistiger Behinderung in Köln bedeuten. 

 
(3) Der Stiftungszweck wird verwirklicht insbesondere durch 

die Förderung des Lebenshilfe Köln e.V., der damit 
ausschließlich und unmittelbar mildtätige Zwecke im Sinne 
der Abgabenordnung verfolgt. 

 
(4) Die Stiftung ist selbstlos tätig. Sie verfolgt nicht in erster 

Linie eigenwirtschaftliche Zwecke. Die Mittel der Stiftung 
dürfen nur für die satzungsmäßigen Zwecke verwendet 
werden. 
 

(5) Die Stiftung kann die Treuhänderschaft für unselbständige 
Stiftungen übernehmen, soweit deren Zweck mit dem unter 
Abs. 1 und 2 vereinbar ist. Das anfängliche Stiftungsvermögen 
unselbständiger Stiftungen darf nicht unter 100.000 Euro 
liegen. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 



§ 3 
Erhaltung des Stiftungsvermögens 

 
(1) Das Stiftungsvermögen betrug bei Gründung 100.000 DM in 

bar. 
 
(2) Das Stiftungsvermögen ist in seinem Werte nominal 

ungeschmälert zu erhalten. Dem Stiftungsvermögen wachsen 
die Zuwendungen Dritter zu, die dazu bestimmt sind 
(Zustiftungen). 
 

(3) Zustiftungen sind auch in Form von Stiftungsfonds, d.h. als 
ausdrücklich zweckgebundene Zustiftungen mit einem 
eigenen Namen, ab einem Betrag von 50.000 Euro zulässig. 

 
Zuwendungen von Todes wegen, die vom Erblasser nicht 
ausdrücklich zur zeitnahen Erfüllung des Stiftungszwecks 
bestimmt sind, dürfen dem Vermögen zugeführt werden. 
Zustiftungen sind auch in Form von Stiftungsfonds, d.h. als 
ausdrückliche zweckgebundene Zustiftun-gen (Schenkung 
unter Auflage) mit einem eigenen Namen zulässig. Näheres zu 
den Stiftungsfonds kann in einer Zuwendungsrichtlinie oder 
Geschäftsordnung geregelt werden. 
 

(4) Vermögensumschichtungen sind zulässig. 
Umschichtungsgewinne können, aber müssen nicht zur 
Zweckerfüllung genutzt werden. 

 
 
 

§ 4 
Verwendung der Vermögenserträge und Zuwendungen 

 
(1) Die Erträge des Stiftungsvermögens und die ihm nicht 

zuwachsenden Zuwendungen sind zur Erfüllung des 
Stiftungszwecks zeitnah zu verwenden. 
 

(2) Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck der 
Stiftung fremd sind oder durch unverhältnismäßig hohe 
Vergütungen begünstigt werden. 
 

(3) Die Stiftung kann ihre Mittel- ganz oder teilweise einer 
Rücklage zuführen, soweit dies erforderlich ist, um ihre 
steuerbegünstigten satzungsmäßigen Zwecke nachhaltig 
erfüllen zu können und soweit für die Verwendung der 
Rücklage konkrete Ziel- und Zeitvorstellungen bestehen. Freie 
Rücklagen dürfen gebildet werden, soweit die Vorschriften 
des steuerlichen Gemeinnützigkeitsrechts dies zulassen. 



 
 
 

§ 5 
Rechtsstellung der Begünstigten 

 
Den durch die Stiftung Begünstigten steht aufgrund dieser 
Satzung ein Rechtsanspruch auf Leistungen der Stiftung nicht zu. 
 

 
§ 6  

Geschäftsjahr, Jahresabrechnung 
 
(1) Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. 

 
(2) Innerhalb von zwölf Monaten nach Ablauf des Geschäftsjahres 

ist der Stiftungsbehörde eine Jahresabrechnung mit einer 
Vermögensübersicht und ein Bericht über die Erfüllung der 
Stiftungszwecke vorzulegen. 

 
§ 7 

Organe der Stiftung 
 

(1) Erstes Organ der Stiftung ist der Vorstand. 
 

(2) Der Vorstand kann mit Zweidrittel-Mehrheit weitere Organe 
benennen, insbesondere ein Kuratorium sowie einen 
Geschäftsführer. 
 

(3) Die gleichzeitige Mitgliedschaft in mehreren Organen der 
Stiftung ist unzulässig. 

 
 
 

§ 8 
Zusammensetzung des Vorstandes 

 
(1) Der Vorstand besteht aus mindestens drei Personen, 

höchstens fünf Personen. Vorstandsmitglied kann nur sein, 
wer zugleich Mitglied ist bei dem Lebenshilfe Köln e.V. 
 

(2) Der Vorstand wählt aus seinen Reihen einen Vorsitzenden 
sowie einen Stellvertreter. Die Amtszeit der 
Vorstandsmitglieder beträgt drei Jahre. Wiederholte 
Benennung durch die weiteren Vorstandsmitglieder ist 
zweimal zulässig, somit insgesamt drei Amtsperioden. Nach 
Ablauf der Amtszeit bleibt das jeweilige Vorstandsmitglied bis 
zur Benennung eines Nachfolgenden im Amt. 
 



(3) Bei Ausscheiden eines Vorstandsmitgliedes oder Erweiterung 
des Vorstandes wird das neue Vorstandsmitglied von den 
verbliebenen Vorstandsmitgliedern benannt.. Besteht ein 
Kuratorium, so ist dessen Zustimmung zum Beschluss des 
Vorstandes erforderlich. 
 

(4) Vorstandsmitglieder können aus wichtigem Grunde vom 
Vorstand mit einer 2/3-Mehrheit der verbleibenden  
Mitglieder abberufen werden. Besteht ein Kuratorium, so ist 
dessen Zustimmung zum Beschluss des Vorstandes 
erforderlich. 
 

(5) Die Mitglieder des Vorstandes sind ehrenamtlich für die 
Stiftung tätig. Ihnen dürfen keine Vermögensvorteile 
zugewendet werden. Insbesondere erhalten sie kein Entgelt 
seitens der Stiftung. Sie haben jedoch nach Maßgabe eines 
entsprechenden Vorstandsbeschlusses Anspruch auf Ersatz 
der Ihnen entstandenen angemessenen Auslagen und 
Aufwendungen, falls die Mittel der Stiftung dies zulassen.  

 
§ 9 

Rechte und Pflichten des Vorstandes 
 

(1) Der Vorstand vertritt die Stiftung gerichtlich und 
außergerichtlich. Er hat die Stellung eines gesetzlichen 
Vertreters. Er handelt durch seinen Vorsitzenden allein oder 
dessen Vertreter und ein weiteres Mitglied. 
 

(2) Der Vorstand hat im Rahmen des Stiftungsgesetztes und dieser 
Satzung den Willen des Stifters so wirksam wie möglich zu 
erfüllen. Seine Aufgabe ist insbesondere 
a) die Verwaltung des Stiftungsvermögens einschließlich der Führung 

von Büchern und derAufstellung des Jahresabschlusses, soweit dies 
nicht Aufgabe des Geschäftsführers ist. 

b) die Beschlussfassung über die Verwendung der Erträgnisse des 
Stiftungsvermögens, 

c) der Erlass einer Geschäftsordnung im Falle des § 9. 
Der Vorstand kann einen Geschäftsführer bestellen. In diesem 
Fall setzt er dessen Vergütung fest und überwacht seine 
Geschäftsführung. 

 
 

 
 
 
 
 
 



§ 10 
Rechte und Pflichten des Geschäftsführers 

 
Der Geschäftsführer führt die laufenden Geschäfte nach den 
in der Geschäftsordnung festgelegten Richtlinien. Er ist dem 
Vorstand verantwortlich und an seine Weisungen gebunden. 
Er hat die Rechtsstellung eines besonderen Vertreters im 
Sinne des § 30 BGB. 

 
§ 11 

Zusammensetzung des Kuratoriums 
 

(1) Die Bildung eines Kuratoriums sowie die Benennung der 
Kuratoriumsmitglieder erfolgt erstmals durch den Vorstand. 
 

(2) Das Kuratorium wählt seinen Vorsitzenden und den 
stellvertretenden Vorsitzenden aus seiner Mitte. 
 

(3) Bei Ausscheiden eines Mitgliedes oder Erweiterung benennt 
das Kuratorium ein neues Mitglied. 
 

(4) § 8 Abs. 4 gilt sinngemäß. 
 

§ 12 
Aufgaben des Kuratoriums 

 
(1) Das Kuratorium berät und unterstützt den Vorstand. 

 
(2) Aufgabe des Kuratoriums ist insbesondere 

a) den Vorstand zu überwachen und die Beachtung des Stifterwillens 
sicherzustellen, 

b) die Mitwirkung bei Entscheidungen nach § 8 Abs. 3. 
 
 

§ 13 
Beschlüsse 

(1) Ein Organ ist beschlussfähig, wenn mehr als die Hälfte der 
Mitglieder (physisch und/oder digital) anwesend ist. 
Esbeschließtmit einfacher Mehrheit der abgegebenen 
Stimmen, soweit die Satzung nichts anderes bestimmt. Bei 
Stimmengleichheit gibt die Stimme des Vorsitzenden den 
Ausschlag. 

(2) Ein abwesendes Mitglied kann sich aufgrund einer 
schriftlichen Erklärung durch ein anwesendes Mitglied 
vertreten lassen. Kein Mitglied kann mehr als ein weiteres 
Mitglied vertreten. 

 



(3) Beschlüsse werden auf Sitzungen des jeweiligen Organs 
gefasst. Sitzungen können nach pflichtgemäßem Ermessen des 
Organs erfolgen: 

 
1. als physische Zusammenkunft der Organmitglieder 
(sog. „Präsenzveranstaltung“), 
2. als Präsenzveranstaltung, an der nicht (physisch) 
anwesende Organmitglieder zusätzlich unter Einsatz 
technischer Kommunikationsmittel (Telefon- oder 
Videokonferenz, Chat etc.) teilnehmen können (sog. 
„Hybrid-Veranstaltung“), oder  
3. als ausschließlich unter Einsatz technischer 
Kommunikationsmittel, z.B. durch Telefon- oder 
Videokonferenzen, stattfindende Veranstaltung (sog. 
„virtuelle Veranstaltung“), soweit allen Organmitgliedern 
die technischen Möglichkeiten zur Teilnahme an der 
virtuellen Veranstaltung gegeben sind. 
 
Näheres zum Verfahren, insbesondere hinsichtlich Form, 
Frist und Inhalt (bspw. Art der Sitzung, Zugang zu den 
Sitzungen gem. Nr. 2. und 3. mitsamt geheimen Passwort 
und/oder Einwahldaten) der Einladung zur Sitzung, kann 
eine Gesschäftsordnung regeln, die das jeweilige Organ 
beschließt. 
 

(4) Ungeachtet der vorstehenden Bestiummungen können 
Beschlüsse auch ohne Sitzung gefasst werden (sog. 
„schriftliches Verfahren / Umlaufverfahren“). Ein solcher 
Beschluss ist gültig, wenn alle Organmitglieder 
nachweislich beteiligt wurden, bis zu dem vom Organ 
gesetzen Termin mindestens ¾ der Organmitglieder ihre 
Stimmen zumindest in Textform abgegeben haben und 
der Beschluss mit der nach der Satzung vorgesehenen 
Mehrheit gefasst wurde. Die Frist zur Stimmabgabe soll 
mindest 10 Tage betragen, wobei diese nach 
pflichtgemäßem Ermessen des Organs in dringenden 
Fällen auf bis zu drei Tage verkürzt werden kann. 

 
(5) Alle Beschlussfassungen sind schriftlich festzuhalten und 

zu protokollieren. Die Protokolle sind den 
Organmitgliedern spätestens nach drei Wochen zur 
Kenntnis zu bringen und zu den Akten zu nehmen. 
 

 



§ 14 
Anpassung der Stiftung an veränderte Verhältnisse 

 
(1) Ändern sich die Verhältnisse derart, dass die Erfüllung des 

Stiftungszwecks von Vorstand und Kuratorium nicht mehr für 
sinnvoll gehalten wird, so können sie gemeinsam einen neuen 
Stiftungszweck beschließen. Der Beschluss bedarf einer 
Mehrheit von jeweils zwei Dritteln der Mitglieder des 
Vorstandes und des Kuratoriums. Der neue Stiftungszweck hat 
mildtätig zu sein und auf dem Gebiet der Förderung von 
Maßnahmen zu liegen, die eine wirksame Hilfe für Menschen 
aller Altersstufen mit geistiger Behinderung in Köln bedeuten. 
 

(2) Über Satzungsänderungen, die nicht den Stiftungszweck 

betreffen, beschließt der Vorstand mit Zustimmung des 

Kuratoriums. 
 

§ 15 
Auflösung der Stiftung 

 
(1) Vorstand und Kuratorium können gemeinsam mit einer 

Mehrheit von jeweils zwei Dritteln ihrer Mitglieder die 
Auflösung der Stiftung beschließen, wenn die Umstände es 
nicht mehr zulassen, den Stiftungszweck dauernd und 
nachhaltig zu erfüllen. 
 

(2) Beschlüsse zu §§ 14 und 15 werden erst nach Genehmigung 
durch die Stiftungsbehörde wirksam. 

 
 
 

§ 16 
Vermögensanfall 

 
Bei Auflösung oder Aufhebung der Stiftung oder bei Wegfall der 
steuerbegünstigten Zwecke fällt das Vermögen dem Lebenshilfe 
Köln e.V. zu, der es unmittelbar und ausschließlich für 
steuerbegünstigte Zwecke im Sinne des steuerlichen 
Gemeinnützigkeitsrechtes zu verwenden hat. Sofern dieser Verein 
nicht mehr besteht oder seine Zweckbestimmung, wie sie im Jahr 
der Stiftungsgründung bestand, grundlegend verändert oder 
aufgegeben hat, fällt das Vermögen an eine Kölner gemeinnützige, 
mildtätige oder juristische Person des öffentlichen Rechts oder an 
eine andere steuerbegünstigte Körperschaft in Köln, deren 
Satzungszweck den Stiftungszweck am ehesten zu verwirklichen 
vermag. Auch diese Körperschaft hat das anfallende Vermögen 



ausschließlich und unmittelbar für steuerbegünstigte Zwecke im 
Sinne des steuerlichen Gemeinnützigkeitsrechtes zu verwenden. 

 
 
 

§ 17 
Unterrichtung der Stiftungsbehörde 

 
Die Stiftungsbehörde ist auf Wunsch jederzeit über alle 
Angelegenheiten der Stiftung  
zu unterrichten. Ihr ist unaufgefordert der Jahresabschluss 
vorzulegen. 

 
 

§ 18 
Stellung des Finanzamtes 

 
Unbeschadet der sich aus dem Stiftungsgesetz ergebenden 
Genehmigungspflichten sind Beschlüsse über 
Satzungsänderungen und über die Auflösung der Stiftung dem 
zuständigen Finanzamt anzuzeigen. Bei Satzungsänderungen, die 
den Zweck der Stiftung betreffen, ist zuvor die Einwilligung des 
Finanzamtes zur Steuerbegünstigung einzuholen. 

 
 

§ 19 
Stiftungsbehörde 

 
Stiftungsbehörde ist die Bezirksregierung Köln. Oberste 
Stiftungsbehörde ist das Innenministerium des Landes 
Nordrhein-Westfalen. Die stiftungsbehördlichen Genehmigungs- 
und Zustimmungsbefugnisse sind zu beachten. 

 
 

§ 20 
Inkrafttreten 

 
Die Satzung tritt mit dem Tage der Zustellung der Genehmigungsurkunde in 
Kraft. 
 
Köln, den 01.09.2021 
 
 
 
Lebenshilfe Köln Stiftung 
-Vorstand-  


